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Kurzfassung: Die These auf einer Seite 

Das Problem. Deutschland erlebt einen schleichenden Verlust an Staatsfähigkeit: überlange 
Verfahren, Fachkräftemangel, verfallende Infrastruktur, steigende Sozialabgaben und ein 
wachsendes Misstrauen, ob der Staat seine Aufgaben überhaupt noch erfüllen kann. Die 
übliche Diagnose – zu wenig Geld, zu wenig Personal, zu viel oder zu wenig Staat – greift zu 
kurz. 

Die Hauptthese. Deutschland scheitert nicht primär an fehlendem Geld, sondern an 
schlechter Systemarchitektur: fragmentierte Zuständigkeiten, redundante Prozesse, falsche 
Anreize, nicht abgeschaltete Altsysteme und eine fehlende Migrationslogik. 
Staatsmodernisierung ist deshalb kein Maßnahmenkatalog, sondern ein Architektur-, 
Finanzierungs- und Migrationsproblem. 

Das Lösungsmodell. Der Staat wird wie ein komplexes, sicherheitskritisches System saniert 
– nicht durch einen „großen Wurf“, sondern durch eine klare Zielarchitektur (Plattformstaat 
statt Behörden-Silos), eine belastbare Finanzierungslogik (Reformen müssen sich sequenziell 
selbst tragen) und eine kontrollierte Migration (Altsysteme werden schrittweise abgelöst, nicht 
über Nacht abgeschaltet). Reformen werden in der Reihenfolge ihrer spürbaren Wirkung 
umgesetzt: erst Entlastung, dann Strukturreform. 

Zielgruppe und Nutzen. Dieses Papier ist kein Parteiprogramm und kein Manifest. Es ist ein 
modular verwertbares Reform-Framework, aus dem sich Parteien, Verwaltungen, Verbände 
und Kommunen bedienen können, ohne das ganze Paket übernehmen zu müssen. 

Dieses Papier bietet kein fertiges Parteiprogramm. Es bietet ein Betriebssystem, aus 
dem Parteien, Verwaltungen und Kommunen belastbare Reformmodule 
übernehmen können. 
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Teil I – Warum der Staat nicht mehr liefert 

1.1 Die Symptome 
Die Krise des deutschen Staates zeigt sich nicht als spektakulärer Zusammenbruch, sondern 
als alltägliche Reibung. Unternehmensgründungen dauern Wochen statt Minuten. 
Qualifizierte Zuwanderer warten Monate auf die Anerkennung ihrer Abschlüsse. Bürgerinnen 
und Bürger liefern demselben Staat dieselben Daten mehrfach. Brücken, Schienen und Netze 
altern schneller, als sie saniert werden. Die Sozialabgaben steigen, ohne dass die Versorgung 
spürbar besser würde. Jede einzelne dieser Erscheinungen wird politisch als Sonderfall 
behandelt – tatsächlich sind sie Symptome desselben strukturellen Defekts. 

1.2 Der eigentliche Fehler: fragmentierte Systemarchitektur 
Der Kern des Problems liegt nicht in der Höhe des Budgets, sondern in der Architektur. Der 
Staat ist über Jahrzehnte als Sammlung voneinander getrennter Fachsilos gewachsen: 16 
Länder mit eigenen IT-Wegen, tausende Kommunen mit eigenen Formularwelten, 
Fachverfahren, die nicht miteinander sprechen. Zuständigkeiten sind fragmentiert, Prozesse 
redundant, Anreize falsch gesetzt. Altsysteme werden nie abgeschaltet, sondern nur ergänzt. 
Es fehlt das, was jedes große technische System braucht: gemeinsame Schnittstellen, klare 
Datenflüsse und eine Logik, wie man vom alten in den neuen Zustand migriert. 

Die Leitmetapher dieses Papiers ist deshalb die eines Betriebssystems: Der Staat braucht 
eine gemeinsame Basisschicht – Identität, Register, Nachweis, Audit –, auf der einzelne 
Fachanwendungen aufsetzen, statt jede Behörde ihren eigenen Monolithen betreiben zu 
lassen. Der Staat bleibt Regelsetzer; er muss nicht jede Fachanwendung selbst und in 16 
Varianten betreiben. 

1.3 Warum mehr Geld allein nicht reicht 
Zusätzliches Geld, das in eine fragmentierte Architektur fließt, finanziert vor allem die 
Fragmentierung weiter. 2025 flossen von geplanten 115,6 Mrd. € Investitionen nur 86,8 Mrd. 
€ tatsächlich ab – der Engpass war nicht das Budget, sondern Planung, Genehmigung und 
Verfahren. Solange Prozesse, Schnittstellen und Anreize nicht stimmen, erzeugt mehr Geld 
mehr Reibung, nicht mehr Wirkung. Die eigentliche knappe Ressource ist nicht Liquidität, 
sondern Architektur und Umsetzungsfähigkeit. 

1.4 Warum Big-Bang-Reformen scheitern 
Der naheliegende Reflex – ein großer Wurf, eine umfassende Reform – scheitert an drei 
Realitäten: Er überfordert die Verwaltung im laufenden Betrieb, er erzeugt maximale politische 
Angriffsfläche auf einmal, und er ignoriert, dass komplexe Systeme nicht abgeschaltet und 
neu gestartet werden können, während sie zugleich weiterlaufen müssen. Ein Staat lässt sich 
nicht „neu gründen“. Er muss im laufenden Betrieb umgebaut werden – wie ein 
sicherheitskritisches System, das man nicht ausschalten darf. 

1.5 Akzeptanz als technische Randbedingung 
Die wichtigste Korrektur an klassischer Reformlogik: Akzeptanz ist kein 
Kommunikationsproblem, das man nachgelagert löst, sondern eine architektonische 
Randbedingung der Transformation. Reformen, die früh spürbar entlasten, schaffen das 
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Vertrauen, ohne das spätere, tiefere Eingriffe – in Gesundheit, Rente, Steuern – politisch nicht 
tragfähig sind. Wer zuerst die schmerzhaftesten Strukturreformen angeht, verbrennt das 
Vertrauenskapital, bevor die Entlastung erlebbar wird. Diese Reihenfolge ist kein taktisches 
Detail, sondern konstitutiv für das gesamte Modell. 
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Teil II – Das Architekturmodell 

2.1 Der Staat als komplexes, sicherheitskritisches System 
Der Ausgangspunkt dieses Papiers ist eine Perspektive, kein Parteiprogramm: die Sicht eines 
Systemarchitekten auf einen komplexen, sicherheitskritischen Staat. Im Zentrum stehen 
Anforderungen, Architektur, Schnittstellen, Risiken, Migration, Fallback, Betrieb, Reifegrade, 
Kennzahlen und das Worst-Case-Szenario. Diese ingenieurmäßige Nüchternheit 
unterscheidet den Ansatz von politischem Kommentar: Sie fragt nicht zuerst „links oder 
rechts?“, sondern „Welche staatliche Funktion ist defekt, welche Architektur ersetzt sie, wie 
wird sie finanziert und migriert, und wann merkt die Bevölkerung die Verbesserung?“. 

2.2 Vier Ebenen jeder Reform 
Jede Reform – ob Steuern, Gesundheit oder Verwaltung – wird konsequent über dieselben 
vier Ebenen gedacht. Diese Trennung verhindert den häufigsten Fehler: politische Wünsche 
mit technischen Möglichkeiten und rechtlichen Grenzen zu vermischen. 

Ebene Frage Inhalt 
1 · Leitentscheidung Was wollen wir politisch? Politische Grundrichtung – z. B. Besteuerung nach 

Leistungsfähigkeit, universelle Grundversicherung, 
Plattformstaat. Keine technischen oder 
verfassungsrechtlichen Detailfestlegungen. 

2 · Recht Was ist rechtlich 
zulässig? 

Einordnung jeder Maßnahme: einfachgesetzlich, 
zustimmungspflichtig, verfassungsändernd oder in 
Radikalform unzulässig. Harte Grenze: Art. 79 
Abs. 3 GG. 

3 · Architektur Wie bauen wir es 
technisch? 

Register, digitale Identität, API-Gateways, 
föderierte Datenräume, Compliance-by-Design, 
Human-in-the-Loop. 

4 · Migration Wie kommen wir dahin? Quick Wins, Cashflow-Gates, 
Transformationskosten, Legacy-Abschaltung nach 
Betriebsreife, nachprüfbare Nettoeffekte. 

 
Code ist nicht das Gesetz. Code ist die ausführbare, auditierbare Implementierung 
einer rechtlich beschlossenen Norm. Code darf Recht ausführen, aber nicht Recht 
ersetzen. 

2.3 Plattformstaat statt Behörden-Silos 
Die technische Zielarchitektur ist ein föderiertes Plattform-Ökosystem, kein zentraler Daten-
Monolith. Der Bund definiert Referenzarchitekturen, Standards und Vertrauensdienste; die 
Länder behalten ihren fachlichen Vollzug (Bildung, Polizei, Krankenhaus); die Kommunen 
werden zu den lokalen „Edge-Nodes“ des Staates, die den physischen Vollzug leisten. Das 
Leitprinzip lautet: maximale Anschlussfähigkeit statt maximaler Zentralisierung. 

Das Föderalismus-Dilemma – bundesweite Einheitlichkeit gegen regionale Eigenheiten – wird 
über ein Prinzip aus der Softwarearchitektur gelöst: Der Bund definiert nur Schnittstellen und 
Korridore, die Kommunen liefern die konkrete regionale Ausprägung innerhalb fest definierter 
Parameter. Beispiel Baugenehmigung: Antragstyp, geforderte Nachweise, Fristen und 
Bescheidformat sind bundesweit einheitlich; Lärmgrenzen, Abstandsflächen und 
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Denkmalschutz sind regional parametrierbar. Zusätzliche Formularwelten oder inkompatible 
Formate sind nicht zulässig. 

2.4 Föderierte Datenräume statt Überwachungsstaat 
Datensouveränität ist in dieses Modell eingebaut, nicht nachgerüstet. Daten bleiben in den 
zuständigen Fachdomänen; sie werden über Schnittstellen verbunden, aber nicht in einer 
zentralen Datenbank zusammengeführt. Sechs Datenräume – Gesundheit, Bildung, 
Sicherheit, Migration, Steuern, Mobilität – bleiben strikt getrennt und dürfen nicht fusioniert 
werden. Eine Plattform darf Domänen verbinden, aber nicht entgrenzen. 

Nachweis statt Rohdaten. Wo immer möglich, liefert das System einen geprüften Nachweis 
statt der zugrunde liegenden Rohdaten – etwa „Qualifikation anerkannt“ statt des 
vollständigen Lernverlaufs, „Fahrt geschäftlich klassifiziert“ statt des Bewegungsprofils. 
Signierte Registerauskünfte, Attribut-Nachweise und zweckgebundene, zeitlich begrenzte 
Zugriffstoken – in Spezialfällen ergänzt um kryptografische Verfahren wie Zero-Knowledge-
Proofs – verhindern zentrale Datenhalden. So entsteht ein leistungsfähiger Staat, ohne den 
„gläsernen Bürger“ zu erzeugen. 

2.5 Financial State Machine: Reformen müssen sich tragen 
Die Finanzierung folgt einer strengen Logik: Nur real realisierte Nettoeffekte dürfen 
Folgeprojekte finanzieren. Prognostizierte oder „erwartete“ Einsparungen sind als 
Finanzierungsquelle ausdrücklich unzulässig. Jedes Modul muss seinen eigenen Business 
Case, seine Rechtsreife, seine Betriebsreife und seinen realisierten Nettoeffekt nachweisen, 
bevor seine Erträge in die nächste Stufe fließen dürfen. 

Nutzenkategorie Beispiel Finanzierungswirksam? 
C1 – harte Ausgabenreduktion abgeschaltetes Altverfahren Ja – direkt 
C2 – harte Mehreinnahme geschlossenes 

Steuerschlupfloch 
Ja – direkt 

C3 – vermiedene Kostensteigerung verhinderter Aufwuchs Nur bedingt 
C4–C8 – Produktivität, Resilienz, 
Qualität, Freiheit, Risikoreduktion 

schnellere Verfahren, 
bessere Versorgung 

Nein – rechtfertigt Investition, 
schafft aber keine freien 
Mittel 

 
Phasen sind in diesem Modell keine Zeitpläne, sondern Liquiditäts-Gates. Module 
refinanzieren sich über asynchrone Cashflows: Ein blockiertes Modul – etwa eine verzögerte 
Gesundheitsakte – stoppt nicht die gesamte Pipeline, weil unabhängige Module (z. B. die 
digitale Unternehmensgründung) parallel weiterlaufen und Erträge erzeugen. 

2.6 Strangler-Fig-Migration: Altsysteme kontrolliert ablösen 
Der Umbau folgt dem „Strangler-Fig“-Muster aus der Softwaremigration: Eine neue 
Schnittstellenschicht legt sich um die alten Verfahren; Schritt für Schritt wird Funktionalität in 
die neue Plattform verlagert, bis das Altsystem schlicht nicht mehr angesprochen wird und 
kontrolliert abgeschaltet werden kann. Entscheidend ist, dass die finanzielle Einsparung erst 
gebucht werden darf, wenn das Altsystem wirklich abgeschaltet ist – Archivbetrieb, 
Lizenzbindung oder Schatten-IT zählen nicht als Einsparung. Reifegrade (Migration M0–M10, 
Betrieb R0–R8) und Abschaltstufen machen diesen Fortschritt messbar. 
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2.7 Impact-Matrix: Zielkonflikte sichtbar machen 
Reformen erzeugen Zielkonflikte – zwischen ökonomischer Wirkung, sozialer Kohärenz, 
Sicherheit und ökologischem Fußabdruck. Statt diese Konflikte ideologisch zu verhandeln, 
macht eine Impact-Matrix sie als mehrdimensionales Profil sichtbar (darstellbar als 
Netzdiagramm). Sie nimmt der Politik die Entscheidung nicht ab, sondern erzwingt 
Transparenz über die Konsequenzen. Die Technik liefert die Validierung und harte Grenzen; 
die demokratisch legitimierte Politik gewichtet die Zielkonflikte und entscheidet. Ein guter 
Kompromiss ist einer, der keine Dimension unter ein kritisches Minimum fallen lässt. 
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Teil III – Die erste Reformdividende 

Die erste Reformwelle hat ein klares Ziel: Der Staat soll wieder funktionieren – sichtbar, 
schnell und für alle spürbar. Diese Module sind bewusst risikoarm gewählt: hohe Fallzahlen, 
geringe Verfassungskomplexität, wenig sensible Daten, kurze Realisierungszeit und echte 
Legacy-Abschaltung. Sie erzeugen das Vertrauenskapital und zugleich die technische 
Plattformbasis, auf der alle späteren Strukturreformen aufsetzen. 

3.1 Bürgerkonto, Unternehmenskonto und Once-Only 
Im Zentrum steht der digitale Verwaltungszugang: ein Bürger- und ein Unternehmenskonto 
als gemeinsame Identitäts- und Stammdatenschicht. Das Once-Only-Prinzip sorgt dafür, dass 
dieselbe Information dem Staat nur einmal geliefert werden muss und – zweckgebunden – 
wiederverwendet wird. Die Botschaft an Bürger und Unternehmen lautet schlicht: „Du musst 
dem Staat nichts dreimal liefern, und du siehst jederzeit, wo dein Vorgang steht.“ 

3.2 One-Click-Gründung und einfache Unternehmensprozesse 
Die Unternehmensgründung wird zum digitalen Standardprozess: Gründung über das 
Unternehmenskonto, automatisch verbunden mit Register, Finanzverwaltung und 
Sozialversicherung. Aus einem wochenlangen Behördengang wird ein geführter digitaler 
Vorgang. Dieser Baustein ist über die politischen Lager hinweg anschlussfähig und erzeugt 
unmittelbar erlebbaren Nutzen für Selbstständige und Mittelstand. 

3.3 Digitale Vollmacht und Registerabgleich 
Ein digitales Vollmachts- und Vertretungsregister entlastet Familien, Unternehmen und 
Berater spürbar: Vertretungsrechte werden digital erteilt, geprüft und widerrufen. Der 
automatisierte Registerabgleich beseitigt redundante Dateneingaben und Medienbrüche. 
Beide Module sind einfachgesetzlich umsetzbar und damit schnell wirksam. 

3.4 Qualifikationsanerkennung und Fachkräftezugang 
Die digitale Anerkennung ausländischer Qualifikationen adressiert eines der drängendsten 
Standortprobleme. Statt monatelanger Einzelfallprüfungen entsteht ein standardisierter, 
digital nachvollziehbarer Pfad – ein direkter Beitrag zur Fachkräftesicherung, der 
Einwanderungs-, Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik verbindet. 

3.5 Kommunale Hochvolumenprozesse 
Standardisierte Verfahren mit hohen Fallzahlen – von der Wohnsitzummeldung bis zu 
wiederkehrenden Genehmigungen – werden bundesweit als gemeinsame Bausteine 
bereitgestellt und kommunal innerhalb definierter Parameter ausgeführt. Hier entsteht die 
größte Breitenwirkung bei geringster ideologischer Konfliktlast. 

3.6 Warum diese Module zuerst kommen müssen 
Die Startmodule sind nicht die systemisch wichtigsten, aber die strategisch klügsten: Sie sind 
finanzierungslogisch kritisch (frühe Migrationsfähigkeit erzeugt früh realisierte Nettoeffekte), 
sie bauen Vertrauen auf, und sie schaffen die Plattformbasis. Frühe Quick-Wins sind keine 
kommunikative Kosmetik, sondern die Voraussetzung dafür, dass die großen Reformen 
überhaupt finanzierbar und akzeptabel werden. 
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Teil IV – Die großen Domänen 

Die folgenden Domänen greifen tiefer in gewachsene Strukturen ein und gehören deshalb in 
spätere Reformwellen. Jede folgt demselben Prinzip: Substitution statt Abschaffung, 
Bestandsschutz, Neuzugänge zuerst, lange Übergangsfristen und digitale Konten als Träger. 
Am Ende jedes Themas steht die Frage der politischen Anschlussfähigkeit. 

4.1 Steuerrecht: Rechtsformneutralität statt Sonderlogik 
Operative Unternehmen werden steuerlich rechtsformneutral behandelt – unabhängig davon, 
ob Personen- oder Kapitalgesellschaft. Nicht entnommene Gewinne werden niedrig auf 
Unternehmensebene besteuert (investitions- und thesaurierungsfreundlich); private 
Mittelzuflüsse werden erst bei Entnahme oder Ausschüttung progressiv nach 
Leistungsfähigkeit erfasst. Personengesellschaften bleiben zivilrechtlich erhalten – es geht 
nicht um Abschaffung, sondern um die Entkopplung von Zivilrecht und Ertragsteuerrecht. 
Perspektivisch mündet dies in eine synthetische Einkommensteuer, die alle Einkunftsarten 
gleich behandelt: „Ein Euro aus Kapitalerträgen wird dann exakt so besteuert wie ein Euro 
aus Arbeit.“ Rechtsformneutrale Unternehmensbesteuerung ist dabei Schritt 1, die 
synthetische Einkommensteuer Schritt 2 – nicht gleichzeitig. 

4.2 Gesundheit: Bürgerversicherung als Steuerungsschicht 
Eine solidarische Grundversicherung für alle, ergänzt um private Zusatzversicherung für 
Komfortleistungen, schafft Fairness und administrative Kohärenz. Entscheidend ist jedoch die 
Erkenntnis: Die Bürgerversicherung allein senkt die Ausgaben nicht. Die Effizienz entsteht 
erst aus der Steuerungsschicht – Primärversorgungszentren als erster Kontaktpunkt, 
einheitliche Vergütung, Krankenhausplanung nach Qualität und Leistungsgruppen statt 
Fallzahl, Arzneimittelsteuerung nach Nutzen und die elektronische Patientenakte als 
Datenrückgrat. Der Übergang erfolgt generationell: Bestandsschutz für die private 
Vollversicherung, Schließung für Neuzugänge ab Stichtag, zweckgebundene Behandlung der 
Altersrückstellungen. Die belastbare Überschrift lautet nicht „PKV abschaffen“, sondern 
„integrierte solidarische Grundversicherung mit versorgungspfadbasierter Steuerung“. 

4.3 Rente: Umlage plus Kapitalfonds statt Systembruch 
Die Umlage bleibt die soziale Basis und wird nicht ersetzt – die Übergangslücke eines 
schnellen Systemwechsels wäre nicht finanzierbar. Ergänzt wird sie um einen 
kapitalgedeckten Pflichtbaustein für Jüngere, organisiert über einen öffentlich-rechtlichen, 
politisch unabhängigen „Pensionsfonds Deutschland“: kostengünstig, global diversifiziert, 
vom Bundeshaushalt getrennt und gegen politischen Zugriff geschützt – näher an einem 
schwedischen AP7-Modell als an der Riester-Logik. Der Beitragsanteil startet klein (etwa 0,5 
Prozentpunkte) und steigt nur, wenn definierte Stabilitätskriterien erfüllt sind. Das 
Fondsvermögen gehört nicht dem Staat, sondern den Versicherten. 

Kapitaldeckung ersetzt die gesetzliche Rente nicht; sie erweitert sie um einen 
renditeorientierten, generationell aufgebauten Pflichtbaustein. Sie diversifiziert das 
demografische Risiko – sie ersetzt es nicht durch Sicherheit. 

4.4 Weitere Domänen im Überblick 
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Das Modell behandelt alle weiteren Politikfelder nach derselben Domänenmatrix – Zielbild, 
Recht, Architektur, Finanzierung, Migration, Kennzahlen. Kein Politikfeld erhält Sonderstatus 
ohne diese vier Ebenen. 

Domäne Leitidee 
Bildung Nationale Leistungsinfrastruktur: bundesweite Kompetenz-

Mindeststandards, Bildungsdatenraum, Ressourcen nach Sozialindex – 
Bildung als produktive Kerninfrastruktur, nicht als Sozialthema. 

Energie Dezentrale Resilienz statt Großillusionen: erneuerbare Erzeugung, 
Speicher, Netze, Flexibilitätsmärkte; keine herkömmliche Großkernkraft als 
tragende Planungsannahme. 

Mobilität Zugangssystem statt Autopolitik: Mobilitätsgarantie, autonomer On-
Demand-ÖPNV als Ergänzung – mit Priorität für ländliche Räume. 

Infrastruktur Asset-Management statt Projektpolitik: Instandhaltung vor Erweiterung, 
Asset-Register mit Kritikalitätsklassen. 

Innere Sicherheit & 
KRITIS 

Integrierte Resilienz: gemeinsames Lagebild, Cyber- und KRITIS-Schutz – 
Handlungsfähigkeit und Grundrechtsschutz gleichrangig. 

Äußere Sicherheit & 
Handel 

Strategische Versorgungssicherheit: Lieferketten, Rohstoffe, 
Verteidigungsfähigkeit – zivil und militärisch integriert gedacht. 

Einwanderung Gesteuerte Systemfunktion mit vier strikt getrennten Regimen: Schutz/Asyl, 
Fachkräfte, humanitäre Aufnahme, Rückführung ohne Bleiberecht. 

 

4.5 Politische Anschlussfähigkeit 
Damit sich verschiedene Lager bedienen können, ist jedes Domänenmodul bewusst nicht 
exklusiv parteipolitisch formuliert. Am Beispiel Gesundheit: Für sozialdemokratische Akteure 
die solidarische Grundversicherung; für konservative die bessere Steuerung und der Abbau 
von Fehlanreizen; für grüne Akteure Prävention, Datenqualität und regionale Versorgung; für 
liberale Transparenz und Wettbewerb bei Zusatzleistungen; für Kommunen 
Primärversorgungszentren und regionale Budgets. So wird das Papier zur Ideenquelle, nicht 
zum Konkurrenzprogramm. 
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Teil V – Umsetzung 

5.1 Priorisierung nach Akzeptanzwirkung 
Die Reihenfolge der Reformen folgt einer expliziten Formel: Priorität = Akzeptanzwirkung + 
Systemnutzen + Migrationsfähigkeit − Umsetzungsrisiko − Zumutungsgrad. Maßgeblich ist 
nicht „Was ist systemisch am wichtigsten?“, sondern „Was erzeugt früh sichtbare 
Verbesserung, stärkt Vertrauen und schafft zugleich die Plattformbasis für spätere 
Strukturreformen?“. Bewusst vermieden wird ein zu früher Start riskanter Module – 
Bürgerversicherung, Renten-Splitting, synthetische Einkommensteuer, 
Bildungszentralisierung –, die maximale Angriffsfläche bieten, bevor Vertrauen aufgebaut ist. 

5.2 Reformwellen 
Welle Botschaft Module (Auswahl) 
1 · Der Staat 
funktioniert wieder 
(0–3 Jahre) 

„Du musst dem Staat nichts 
dreimal liefern.“ 

Bürger-/Unternehmenskonto, Vollmachtsregister, 
One-Click-Gründung, Once-
Only/Registerabgleich, Statusdashboard, 
Qualifikationsanerkennung, kommunale 
Hochvolumenprozesse 

2 · Alltag 
wird besser 
(2–6 Jahre) 

Schneller Versorgung, 
bessere Mobilität, bessere 
Schulen, sichtbare 
Sanierung. 

Primärversorgungszentren, ePA-Nutzen, On-
Demand-ÖPNV-Piloten, Infrastruktur-Asset-
Register mit Sanierungsprogramm, Sozialindex-
Schulförderung 

3 · System 
wird effizienter 
(5–10 Jahre) 

Der Staat arbeitet im Inneren 
effizienter. 

Steuerkonto, automatisierte Compliance, 
Energieinfrastruktur/Flexibilität, regionale 
Gesundheitsbudgets, Krankenhaus-
Leistungsgruppen, KRITIS-Pflichten 

4 · Große 
Strukturreformen 
(8–20+ Jahre) 

Nach nachweisbarer 
Funktionsfähigkeit folgen die 
Strukturfragen. 

Bürgerversicherung, Renten-Hybrid, 
rechtsformneutrale Steuer, synthetische 
Einkommensteuer, Krankenhausstruktur, 
Energiezellenarchitektur 

 

5.3 Worst-Case-Szenario: Warum Verzögerung teuer ist 
Das Worst-Case-Szenario ist kein Katastrophenbild, sondern ein konservativer Stresstest: 
funktionierende Demokratie, stabiler Rechtsweg, aber alles dauert länger. Der entscheidende 
Mechanismus ist die Kettenwirkung: Wenn Folgephasen nur aus realisierten Nettoeffekten 
finanziert werden dürfen, verschiebt jede Verzögerung in der ersten Phase die gesamte 
Reformkette. In einer illustrativen Rechnung erzeugt der Worst Case über 30 Jahre nur rund 
ein Fünftel des Referenz-Nettoeffekts (etwa 195 statt 930 Mrd. €) und verlängert die 
Gesamttransformation von rund 30 auf rund 45 Jahre. Die Konsequenz ist nicht Resignation, 
sondern Disziplin bei der Priorisierung: maximale frühe Migrationsfähigkeit statt maximaler 
Reformbreite. 

5.4 Governance: Wer steuert die Transformation? 
Die Umsetzung wird nicht einer dauerhaften „Schattenverwaltung“ übertragen, sondern einer 
öffentlich-rechtlichen Digitalagentur mit gesetzlichem Auftrag und parlamentarischer 
Kontrolle. Ein nationales Architekturboard sichert Standards und Referenzarchitekturen, 
Domänenboards verantworten die Facharchitekturen, und ein kontrollierter 
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Abweichungsprozess (Deviation-Prozess) erlaubt regionale Sonderwege nur mit Begründung, 
Rechtsgrundlage, Zeitbegrenzung und Rückführungsplan. Bürokratieabbau bedeutet dabei 
nicht automatisch kurzfristigen Personalabbau: Die Arbeit verschiebt sich von 
Sachbearbeitung zu Fallsteuerung, Ausnahmeprüfung und Audit. 

5.5 Was Parteien daraus übernehmen können 
Das Modell liegt quer zu allen Parteiprogrammen, weil es nicht additiv, sondern sequenziell 
ist: nicht „wir wollen A, B, C und D“, sondern „erst A und B für Vertrauen und Plattform, dann 
C und D bei stabiler Finanzierung, erst danach E, weil E tief eingreift“. Die folgende Matrix 
zeigt, welche Module für welches Lager besonders anschlussfähig sind. 

Lager Besonders anschlussfähig 
CDU/CSU Bürokratieabbau, Unternehmenskonto, One-Click-Gründung, innere und 

äußere Sicherheit, Infrastruktur, Migrationssteuerung 
SPD Gesundheit, Bürgerversicherung, Bildung, Investitionen, Fachkräfte, 

Sozialstaat 
Grüne Dezentrale Energie, Resilienz, Mobilität, Digitalisierung, Datenschutz und 

föderierte Datenräume 
Linke Solidarische Grundversorgung, Bildungsgerechtigkeit, 

ÖPNV/Mobilitätsgarantie 
Liberale Akteure Digitalisierung, Unternehmensentlastung, Steuervereinfachung, Once-Only, 

Transparenz 
Kommunen & Verbände Konkrete Module: Hochvolumenprozesse, Primärversorgungszentren, 

regionale Budgets 
 
Mehrheitsfähig in den ersten Wellen sind bewusst die über CDU/CSU, SPD und Grüne hinweg 
kompatiblen Module; die konfliktträchtigen Verteilungs- und Strukturfragen folgen erst, wenn 
Akzeptanz und Plattformfähigkeit aufgebaut sind. 
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Schluss: Kein neuer Staat, sondern ein 
funktionierender 

Dieses Papier beschreibt keine Neugründung der Republik und kein Wahlprogramm. Es 
beschreibt, wie ein komplexer, sicherheitskritischer Staat im laufenden Betrieb umgebaut 
werden kann, ohne zu kollabieren: über eine klare Zielarchitektur, eine belastbare 
Finanzierungslogik und eine kontrollierte Migration – und in der Reihenfolge der spürbaren 
Wirkung. 

Der Anspruch ist bewusst eng und bewusst stark zugleich: nicht alles auf einmal, sondern erst 
spürbare Entlastung, dann strukturelle Reform – alles nach Rechtsrahmen, Reifegrad, 
Finanzierung und nachgewiesener Wirkung. Der Staat soll nicht lauter werden, sondern 
besser funktionieren: messbar, spürbar und gerecht. 
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Anhang: Glossar der Schlüsselbegriffe 

Plattformstaat — Staat als gemeinsame digitale Plattform mit geteilten Basisdiensten 
(Identität, Register, Nachweis, Audit) statt isolierter Behörden-Silos. 

Föderierte Datenräume — Daten verbleiben in den zuständigen Fachdomänen und werden 
über Schnittstellen verbunden – keine zentrale Datenbank, keine Datenfusion über 
Domänengrenzen. 

Vier Ebenen — Jede Reform durchläuft Leitentscheidung (Politik), Recht, Architektur 
(Technik) und Migration (Umsetzung) – getrennt gedacht. 

Financial State Machine — Finanzierung als dynamisches Cashflow-Modell: nur realisierte 
Nettoeffekte finanzieren Folgeprojekte. 

Liquiditäts-/Cashflow-Gates — Phasenübergänge sind an realisierte Finanzwirkung 
gebunden, nicht an Kalenderdaten. 

Asynchrone Cashflows — Unabhängige Module refinanzieren sich getrennt; ein 
blockiertes Modul stoppt nicht die gesamte Transformation. 

Strangler-Fig-Migration — Neue Schnittstellenschicht legt sich um Altsysteme, die 
schrittweise „absterben“ und kontrolliert abgeschaltet werden. 

Compliance by Design — Regelkonformität wird in Echtzeit bei der Transaktion erzeugt, 
nicht nachträglich geprüft („Shift-Left“). 

Nachweis statt Rohdaten — Das System liefert geprüfte Aussagen (z. B. „Qualifikation 
anerkannt“) statt der zugrunde liegenden Rohdaten – über signierte Nachweise und 
Registerabrufe, in Spezialfällen via Zero-Knowledge-Proofs. 

Once-Only — Daten werden dem Staat nur einmal geliefert und zweckgebunden 
wiederverwendet. 

Impact-Matrix — Mehrdimensionales Entscheidungsprofil aus Gesetzes-Simulationen; 
macht Zielkonflikte transparent, ersetzt nicht die politische Entscheidung. 

Reformdividende — Früh spürbare Entlastung, die Vertrauen schafft und spätere 
Strukturreformen ermöglicht. 

Reifegrade (M0–M10 / R0–R8) — Skalen für Migrations- und Betriebsreife; erst voll reife 
Module dürfen als Finanzierungsquelle dienen. 

Rechtsformneutrale Unternehmensbesteuerung — Gleiche Steuerlogik unabhängig von 
der Rechtsform; nicht entnommene Gewinne niedrig, private Entnahmen progressiv 
besteuert. 

Synthetische Einkommensteuer — Gleichbehandlung aller Einkunftsarten unter einem 
progressiven Tarif. 

Pensionsfonds Deutschland — Öffentlich-rechtlicher, politisch unabhängiger, 
kostengünstiger Kapitalfonds als Pflichtbaustein der Altersvorsorge; Vermögen der 
Versicherten, nicht des Staates. 

Edge-Nodes — Kommunen als lokale Ausführungsknoten des Plattformstaates (physischer 
Vollzug, Ausnahmebehandlung). 
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